
VERWALTUNGSGERICHT MINDEN 


IM NAMEN DES VOLKES 


URTEIL 


4 K 2026/08 

In dem Verwaltungsrechtsstreit 

Klägers. 

gegen 

die Universität Paderbom. vertreten durch das Landesamt tür Besoldung und 
Versorgung Nordrhein-Westfalen. Johannstraße 35.40476 Düsseldorf, 
Gz.: J6702839. 

Beklagte. 

wegen Gewährung von Familienzuschlag bei eingetragener Lebenspartnerschaft 

hat die 4. Kammer des Verwaltungsgerichts Minden 

ohne mündliche Verhandlung am 22. Februar 2010 

durch 

die Vorsitzende Richterin am Verwaltungsgericht S c h ü r man n als Einzelrichterin 
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für Recht erkannt: 

Die Bescheide des Landesamts für Besoldung und Versorgung vom 
28. April 2008 und 21. Mai 2008 sowie dessen Widerspruchsbescheid 
vom 19. Juni 2008 werden aufgehoben. Die Beklagte wird verurteilt, dem 
Kläger Familienzuschlag der Stufe 1 ab dem 01. April 2005 zu zahlen. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des beizutrei­
benden Betrages vorläufig vollstreckbar. 

Die Berufung wird zugelassen. 

Tatbestand: 

Der am Kläger steht als Akademischer Oberrat im Dienst der 

beklagten Universität. Am 08. April 2005 begründete er eine eingetragene Lebens­

partnerschaft. Die Lebenspartnerschaftsurkunde wurde von der Beklagten mit 

Schreiben vom 11. April 2005 ..mit der Bitte um Kenntnisnahme und weitere Veran­

lassung" an das Landesamt für Besoldung und Versorgung übersandt. Eine Zahlung 

von Familienzuschlag erfolgte nicht. 

Am 01. April 2008 machte der Kläger unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Eu­

ropäischen Gerichshofs einen Anspruch auf rückwirkende Zahlung von Familienzu­

schlag der Stufe 1 bei der Beklagten geltend und wies darauf hin, sein Lebenspartner 

sei nicht im öffentlichen Dienst beSChäftigt. 

Das Landesamt für Besoldung und Versorgung lehnte diesen Antrag mit Bescheiden 

vom 28. April 2008 und 21. Mai 2008 ab. Der hiergegen erhobene Widerspruch des 

Klägers wurde mit Widerspruchsbescheid vom 19. Juni 2008 zurückgewiesen. 

Der Kläger hat am 02. Juli 2008 Klage erhoben. Er verweist unter Vertiefung und Er­

gänzung seines bisherigen Vorbringens auf Entscheidungen des SChleswig-Holstei­

nischen Verwaltungsgerichts. des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsge­

richts und des Verwaltungsgerichts Stuttgart sowie auf die Entscheidung des Bun­

" 


2 

für Recht erkannt: 

Die Bescheide des Landesamts für Besoldung und Versorgung vom 
28. April 2008 und 21. Mai 2008 sowie dessen Widerspruchsbescheid 
vom 19. Juni 2008 werden aufgehoben. Die Beklagte wird verurteilt, dem 
Kläger Familienzuschlag der Stufe 1 ab dem 01. April 2005 zu zahlen. 

Die Beklagte trägt die Kosten des Verfahrens. 

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des beizutrei­
benden Betrages vorläufig vollstreckbar. 

Die Berufung wird zugelassen. 

Tatbestand: 

Der am Kläger steht als Akademischer Oberrat im Dienst der 

beklagten Universität. Am 08. April 2005 begründete er eine eingetragene Lebens­

partnerschaft. Die Lebenspartnerschaftsurkunde wurde von der Beklagten mit 

Schreiben vom 11. April 2005 .. mit der Bitte um Kenntnisnahme und weitere Veran­

lassung" an das Landesamt für Besoldung und Versorgung übersandt. Eine Zahlung 

von Familienzuschlag erfolgte nicht. 

Am 01. April 2008 machte der Kläger unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Eu­

ropäischen Gerichshofs einen Anspruch auf rückwirkende Zahlung von Familienzu­

schlag der Stufe 1 bei der Beklagten geltend und wies darauf hin, sein Lebenspartner 

sei nicht im öffentlichen Dienst beSChäftigt. 

Das Landesamt für Besoldung und Versorgung lehnte diesen Antrag mit Bescheiden 

vom 28. April 2008 und 21. Mai 2008 ab. Der hiergegen erhobene Widerspruch des 

Klägers wurde mit Widerspruchsbescheid vom 19. Juni 2008 zurückgewiesen. 

Der Kläger hat am 02. Juli 2008 Klage erhoben. Er verweist unter Vertiefung und Er­

gänzung seines bisherigen Vorbringens auf Entscheidungen des SChleswig-Holstei­

nischen Verwaltungsgerichts. des Schleswig-Holsteinischen Oberverwaltungsge­

richts und des Verwaltungsgerichts Stuttgart sowie auf die Entscheidung des Bun-

" 



desverfassungsgerichts vom 07. Juli 2009 - 1 BvRl 164107 - zur Hinterbliebenenver-

sorgung bei eingetragenen Lebenspartnerschaften. Er beantragt sinngemäß,

die Bescheide des Landesamts für Besoldung und Versorgung vom
28. April 2008 und 21. Mai 2008 und dessen Widerspruchsbescheid vom
19. Juni 2008 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Familien-
zuschlag der Stufe 1 ab April 2005 zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Zur Begründung nimmt sie Bezug auf die Rechtsprechung des Bundesverualtungs-

gerichts und des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen.

Außerdem habe das Bundesverfassungsgericht eine Verfassungsbeschwerde be-

treffend die Nichtgewährung von Familienzuschlag an Beamte, die in einer eingetra-

genen Lebenspartnerschaft lebten, nicht zur Entscheidung angenommen. Die Ent-

scheidung des Europäischen Gerichtshofs in der Sache ,,Maruko" vom 01. April 2008

führe nicht automatisch zu einer Gleichstellung von Lebenspartnerschaft und Ehe.

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 07. Juli 2009 beziehe sich

nicht auf einen Beamten, sondern auf einen Angestellten; außerdem gehe es dort

auch nicht um Leistungen nach dem Bundesbesoldungsgesetz, sondern um die

Hinterbliebenenversorgung nach der VBL.

Die Beteiligten haben auf die Durchführung einer mündlichen Verhandlung verzich-

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichts-

akte und die beigezogenen Verwaltungsvorgänge Bezug genommen.

Entscheidungsgründe:

Die Kammer hat das Rubrum auf der Passivseite von Amts wegen berichtigt. Rich-

tige Beklagte ist entgegen der Rechtsbehelfsbelehrung im Widerspruchsbescheid

vom 19. Juni 2008 nicht das Land Nordrhein-Westfalen, sondern die Universität Pa-

?
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desverfassungsgerichts vom 07. Juli 2009 - 1 BvR1164/07 - zur Hinterbliebenenver­

sorgung bei eingetragenen Lebenspartnerschaften. Er beantragt sinngemäß, 

die Bescheide des Landesamts für Besoldung und Versorgung vom 
28. April 2008 und 21. Mai 2008 und dessen Widerspruchsbescheid vom 
19. Juni 2008 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Familien­
zuschlag der Stufe 1 ab April 2005 zu zahlen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung nimmt sie Bezug auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungs­

gerichts und des Oberverwaltungsgerichts für das Land Nordrhein-Westfalen. 

Außerdem habe das Bundesverfassungsgericht eine Verfassungsbeschwerde be­

treffend die Nichtgewährung von Familienzuschlag an Beamte, die in einer eingetra­

genen Lebenspartnerschaft lebten, nicht zur Entscheidung angenommen. Die Ent­

scheidung des Europäischen Gerichtshofs in der Sache "Maruko" vom 01. April 2008 

führe nicht automatisch zu einer Gleichstellung von Lebenspartnerschaft und Ehe. 

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 07. Juli 2009 beziehe sich 

nicht auf einen Beamten, sondern auf einen Angestellten; außerdem gehe es dort 

auch nicht um Leistungen nach dem Bundesbesoldungsgesetz, sondern um die 

Hinterbliebenenversorgung nach der VBL. 

Die Beteiligten haben auf die Durchführung einer mündlichen Verhandlung verzich­

tet. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichts­

akte und die beigezogenen Verwaltungsvorgänge Bezug genommen. 
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tige Beklagte ist entgegen der Rechtsbehelfsbelehrung im Widerspruchsbescheid 

vom 19. Juni 2008 nicht das Land Nordrhein-Westfalen, sondern die Universität Pa-
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derborn als Dienstherin des Klägers, die nach eigenen Angaben ungeachtet des
Fehlens einer $ 95 Abs. 2 des Landesbesoldungsgesetzes in der bis zum Inkrafttre-
ten des Gesetzes zur Anderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 21. April 2009
entsprechenden Vorschrift durch das Landesamt für Besoldung und Versorgung ver-
treten wird.

Die Kammer konnte ohne mündliche

hiermit einverstanden waren, vgl. $
(VwGO).

Verhandlung entscheiden, weil die Beteiligten

101 Abs. 2 der Verualtungsgerichtsordnung

Die auf Gewährung von Famirienzuschrag der stufe 1 und Aufhebung der entgegen-
stehenden Bescheide gerichtete Klage ist zulässig und begründet. Der Kläger hat
einen Anspruch auf Zahlung von Familienzuschlag der stufe 1 ab dem 0.1 . April 2005
aus Artikel 1 i.V.m. 2 Abs. 1 der Richflinie 2ooo/7BtEG des Rates vom 27. November
2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Venruirklichung der Gleich-
behandlung in Beschäftigung und Beruf (Amtsbratt EG Nr. L 303 v.02. Dezemoer
2000, s. 16) - im Folgenden: Richilinie zooo.7}'Ec -. Die die Zahlung von Familien-
zuschlag ablehnenden Bescheide des Landesamtes für Besordung und Versorgung
vom 28. April 2008 und 21. Mai 200g und dessen widerspruchsbescheid vom
19. Juni 2008 sind rechtswidrig und verletzen den Kläger in seinen Rechten: sie sind
daher aufzuheben.

Das Bundesbesoldungsgesetz enthält keine Rechtsgrundlage für den vom Kläger
geltend gemachten Anspruch. Der Kläger kann gemäß g 39 Abs. 1 sätze 1 und 2

i.V.m. $ 40 Abs. 1 Nr.'i des Bundesbesordungsgesetzes (BBesG) keinen Familien-
zuschlag der stufe 1 verlangen. Nach diesen Vorschriften, die ungeachtet des Be-
amte der Länder nicht mehr erfassenden Geltungsbereiches des Bundesbesor-

dungsgesetzes (vgl. g 1 Abs. 1 BBesG) nach Art. 12sa Abs. 1 satz 1 des Grundoe-
setzes (GG) und g 1 des Landesbesoldungsgesetzes (LBesG) fortgelten

- vgl. dazu auch Bundesven,rraltungsgericht (BVerurG), Urteil vom
29. Oktober 2009 - BVeruyG 2 C 82.08 -, juris -,

erhalten verheiratete Beamte, Richter und soldaten den entsprechenden Familien-

zuschlag. Der Kläger ist jedoch nicht verheiratet, sondern lebt in eingetragener Le-

-a\
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benspartnerschaft. Eine eingetragene Lebenspartnerschaft ist keine Ehe im sinne

dieser Vorschrift. Die eingetragene Lebenspartnerschaft ist zwar durch das Gesetz

zur Beendigung der Diskriminierung gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften: Le-

benspartnerschaften vom 16. Februar 2001 (BGBI. I S. 266 ff.) in vieler Hinsicht der

Ehe gleichgestellt worden, ungeachtet dessen sind eingetragene Lebenspartner aber

nicht ,,verheiratet" im Sinne des $ 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG. Dieser Vorschrift unterfällt

nur eine Ehe.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 26' Januar 2006 - BVerwG 2 C 43'04 -, Ent-

sCheidungen des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwGE) 125, 79' Ober-
verwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen (OVG NRW)' Be-

schluss vöm 17. Dezember 2004 - 6 A 3290/03-, Neue Juristische wo-
7 chenschrift (NJW) 2005, 1002, und Verwaltungsgerichtshof Baden-Würt-

temberg (VGH BW), Urteil vom l3.Oktober 2004 - 4 S 1243103 -' Der

Öffentliche Dienst (DÖD) 2005, 87; jeweils auch in juris.

g 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG kann auf in eingetragener Lebenspartnerschaft lebende

Beamte auch nicht analog angewendet werden' Unabhängig von der Frage, ob die

Regelungen des Besoldungsrechts einer ausdehnenden Auslegung und Ergänzung

nach dem erkennbaren Willen des Gesetzgebers per se nicht zugänglich sind,

st. Rspr. des BVerwG, vgl. nur Urteil vom 26. Januar 2006, a.a.O. m.w'N.;
Verwaltungsgericht Gelsenkirchen (VG Gelsenkirchen), Urteil vom
20. Juni 2007 - 1 K 1222102 -, juris,

scheitert eine analoge Anwendung jedenfalls daran, dass keine planwidrige Rege-

lungslücke vorliegt. Eine besoldungsrechtliche Gleichstellung zwischen Ehe und ein-

getragenäirl-ebenspärtnerschaft ist vielmehr bewusst unterblieben

So ausdrücklich BVerwG, Urteil vom 26. Januar 2006, a.a O., und VGH
BW, Urteil vom 13. Oktober 20O4, a.a.O.

Die im ursprünglichen Entwurf des Lebenspartnerschaftsgesetzes vorgesehene

sinngemäße Anwendung der Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes, die an

das Bestehen einer Ehe anknüpfen

* vgl. Art. 3 $ 10 des Entwurfs des Lebenspartnerschaftsgesetzes vom
04. Juli 2000 (Bundestags-Drucksache 1 413751) -,
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ist im Gesetzgebungsverfahren nämlich aus dem Lebenspartnerschaftsgesetz

herausgelöst und als Artikel 2 g 6 in den Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des
Lebenspartnerschaft sgesetzes

- vgl. Bundestags-Drucksachen 1414545. 15t2477 _

eingefügt worden. Dieser Entwurf erhielt im Bundesrat nicht die
muno.

notwendige Zustim-

Vgl. Bundestags-Drucksache j414B7S.

Auch im Gesetz zur Überarbeitung des Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 15. De-
zembet 2004 (BGBI l s. 3396) ist eine Greichsteilung der eingetragenen Lebenspart-
nerschaft mit der Ehe nicht erfolgt.

ii.,

Vgl. erneut BVerwG, Urteil vom 26. Januar 2006. a.a.O., und Urteil vom
15. November 2007 - BVeruvG 2 c 33.06 -, NJW 2008, 882 = Zeitschrift für
Beamtenrecht (ZBR) 2008, 381, auch in iuris.

Der Kläger hat aber einen Anspruch auf Famirienzuschrag aus Artiker 1i.v.m.2
Abs' 1 der Richtrinie zjoor7\lEc. Diese Vorschriften sind i.s.d. s 2 Abs. 1 BBesG
gesetzliche Grundlage für die Besoldung des Klägers,

so auch schreswig-Horsteinisches Verwartungsgericht (VG schreswig),
Urteil vom 27. August 2OO4 - 11 A 103/04 _, juris.

Zweck der Richtlinie 2ooolTgtE3 ist nach ihrem Artikel 1 die ,,schaffung eines arge_
meinen Rahmens zur Bekämpfung der Diskriminierung wegen der Rerigion und crer
weltanschauung, einer Behinderung, des Arters oder der sexuellen Ausrichtung in
Beschäftigung und Beruf im Hinbrick auf die Verwirkrichung des Grundsatzes oer
Gleichbehandlung in den Mitgtiedstaaten." Gemäß Artikel 2 Abs. 1 der Richflinie darf
es keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung wegen ernes der in Artikel 1

genannten Gründe geben; nach Absatz 2 a) der Vorschrift riegt eine unmitterbare
Diskriminierung vor, wenn eine person wegen eines der in Artiker 1 genannten
Gründe ein einer vergleichbaren situation eine weniger günstige Behandlung erfährt
als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine mittelbare
Diskriminierung ist nach Artikel 2 Abs. 2 b) der Richtlinie gegeben, wenn dem An-
schein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren personen u.a. mit erner

r),
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es keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung wegen eines der in Artikel 1 

genannten Gründe geben; nach Absatz 2 a) der Vorschrift liegt eine unmittelbare 

Diskriminierung vor, wenn eine Person wegen eines der in Artikel 1 genannten 

Gründe ein einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt 

als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Eine mittelbare 

Diskriminierung ist nach Artikel 2 Abs. 2 b) der Richtlinie gegeben, wenn dem An­

schein nach neutrale Vorschriften, Kriterien oder Verfahren Personen u.a. mit einer 
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bestimmten sexuellen Ausrichtung gegenüber anderen Personen in besonderer

Weise benachteiligen können. Keine mittelbare Diskriminierung liegt jedoch vor,

wenn diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren durch ein rechtmäßiges Ziel sach-

lich gerechtfertigt und die Mittel zur Erreichung dieses Zieles angemessen und erfor-

derlich sind. Schließlich gilt die Richtlinie 2000/78/EG gemäß Artikel 3 Abs. 1 c) für

alle Personen in öffentlichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher

Stellen, in Bezug auf die Beqchäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der

Entlassungsbedingungen und des Arbeitsentgelts, also auch für die den Beamten in

der Bundesrepublik Deutschland aufgrund des Dienstverhältnisses gewährten Ver-

gÜtungen,

vgl. BVerwG, Urteil vom 13. Mäz 2008 - BVeMG 2 C 128.07 -, ZBR 2008,
320, und Europäischer Gerichtshof (EuGH), Urteil vom 06. Dezember
2007 - C- 300/06 -, NJW 2008, 499 = DOD 2008, 92 = ZBR 2008, 160; je-
weils auch in juris.

Dies zugrunde gelegt stellt die durch Nichtgewährung von Familienzuschlag der

Stufe 1 nach $$ 39 Abs. 1 Sätze 1 und 2, 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG an Beamte, die wie

der Kläger in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben, eine unmittelbare Dis-

kriminierung i.S.d. Artikel 2 Abs.2 a) der Richtlinie 2000l7BlEG dar.

Der Familienzuschlag der Stufe 1 ist als familienbezogener Anteil der Alimentation

der Beamten ein Arbeitsentgelt im Sinne von Artikel 3 Abs. 1 c) der Richtlinie

2000i78/EG. Er ist gemäß $ 1 Abs. 2 Nr. 3 BBesG Teil der Besoldung des Beamten

und besitä eine soziale, nämlich familienbezogene Ausgleichsfunktion, indem er der
,,l'

Förderung der Familie, dem familiären Leistungsausgleich und der Unabhängigkeit

des verheirateten Bediensteten im lnteresse des Staates dient.

Vgl. PlogAlViedow, Bundesbeamtengesetz Kommentar (Stand: Januar
2010), Band 3, $ 40 BBesG Rn. 1 und 2.

Dass der Familienzuschlag als Arbeitsentgelt zu qualifizieren ist, ergibt sich auch aus

Artikel 141 Abs.2 Satz 1 des EG-Vertrages (EG). Entgelt sind danach die üblichen

Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen, die der

Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer unmittelbar oder

mittelbar in bar oder in Sachleistunoen zahlt.
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bestimmten sexuellen Ausrichtung gegenüber anderen Personen in besonderer 

Weise benachteiligen können. Keine mittelbare Diskriminierung liegt jedoch vor, 

wenn diese Vorschriften, Kriterien oder Verfahren durch ein rechtmäßiges Ziel sach­

lich gerechtfertigt und die Mittel zur Erreichung dieses Zieles angemessen und erfor­

derlich sind. Schließlich gilt die Richtlinie 2000/78/EG gemäß Artikel 3 Abs. 1 c) für 

alle Personen in öffentlichen und privaten Bereichen, einschließlich öffentlicher 

Stellen, in Bezug auf die Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, einschließlich der 

Entlassungsbedingungen und des Arbeitsentgelts, also auch für die den Beamten in 

der Bundesrepublik Deutschland aufgrund des Dienstverhältnisses gewährten Ver­

gütungen, 

vgl. BVerwG, Urteil vom 13. März 2008 - BVerwG 2 C 128.07 -, ZBR 2008, 
320, und Europäischer Gerichtshof (EuGH), Urteil vom 06. Dezember 
2007 - C- 300/06 -, NJW 2008,499 = DÖD 2008,92 = ZBR 2008, 160; je­
weils auch in juris. 

Dies zugrunde gelegt stellt die durch Nichtgewährung von Familienzuschlag der 

Stufe 1 nach §§ 39 Abs. 1 Sätze 1 und 2, 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG an Beamte, die wie 

der Kläger in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben, eine unmittelbare Dis­

kriminierung i.S.d. Artikel 2 Abs. 2 a) der Richtlinie 2000/78/EG dar. 

Der Familienzuschlag der Stufe 1 ist als familienbezogener Anteil der Alimentation 

der Beamten ein Arbeitsentgelt im Sinne von Artikel 3 Abs. 1 c) der Richtlinie 

2000/78/EG. Er ist gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 3 BBesG Teil der Besoldung des Beamten 

und besitzt eine soziale, nämli.ch familienbezogene Ausgleichsfunktion, indem er der 

FörderungderFamilie, dem familiären Leistungsausgleich und der Unabhängigkeit 

des verheirateten Bediensteten im Interesse des Staates dient. 

Vgl. PloglWiedow, Bundesbeamtengesetz Kommentar (Stand: Januar 
2010), Band 3, § 40 BBesG Rn. 1 und 2. 

Dass der Familienzuschlag als Arbeitsentgelt zu qualifizieren ist, ergibt sich auch aus 

Artikel 141 Abs. 2 Satz 1 des EG-Vertrages (EG). Entgelt sind danach die üblichen 

Grund- oder Mindestlöhne und -gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen, die der 

Arbeitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer unmittelbar oder 

mittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt. 
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Ebenso Veruvaltungsgericht Stuttgart (VG Stuttgart), Urteil vom05. Februar 2005 - 4 K 1604708 _. iuris.

Da die damit einschrägige Richilinie 2oootTBtEG des Rates nicht bis zum }2.Dezem_
ber 2003 (vgr. deren Artiker 1g) umgesetzt worden ist, kann sich ein einzerner Be-
troffener seitdem unmitterbar auf deren Artiker 1 und 2 berufen, der eine unmitterbare
oder mitterbare Diskriminierung u. a. wegen der sexuelren Ausrichtung verbietet. In-
folge der Verretzung dieses Diskriminierungsverbots kann der Kräger die greiche Be_
handlung wie die Vergreichsgruppe verrangen, ebenso wre es bei Artikel 141 EG hin_
sichtlich des gemeinschaftsrechtrichen Gebots der Entgertgreichheit für Männer uno
Frauen der Fall ist.

Vgr' dazu ovc NRW, Beschluss vom 29. September 200g - 6 A2261ß5 -,juris; VG Stuttgart, Urteil vom 05. Februar 2009, a.a.O.; Streinz, EUV/EGV,At1. 141 EGV Rn. 7 m.w.N.

Der Kläger wird wegen eines in Artiker 1 der Richtrinie 2}oorTBrEG genannten Grun_
des' nämrich seiner durch die Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft
dokumentierten sexueilen Ausrichtung, i.S.d. Artikers 2 Abs. 1 und 2 a)der Richrinie
diskriminiert, da er im Rahmen seines Dienstverhärtnisses und damit in einer ver-
gleichbaren situation wie verheiratete Beamte eine weniger günstige Behandrunq ars
jene erfährt, indem er geringer als verheiratete Beamte besordet wird.

Eine ,,vergleichbare situation" verheirateter und in eingetragener Lebenspanner-
schaft lebender Beamter liegt vor.

Das Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft (Lebenspartnerschafts-
gesetz - LPartG) ermögricht es personen greichen Geschrechts, in einer formar auf
Lebenszeit begründeten Fürsorge- und Einstandsgemeinschaft zu reben. Die Mög-
lichkeit einer Eheschrießung besteht für personen greichen Geschrechts damit nicht:
es wurde vielmehr ein ariud, ein anderes famirienrechfliches Institut geschaffen. Die
Bedingungen der Lebenspartnerschaft wurden denen der Ehe angegrichen, sind aoer
nicht identisch.

Bei der Prüfung, ob sich ein verpartnerter Beamter in erner ,,vergleichbaren Situation,,
i.s.d. Artikel 2 Abs.2 a) der Richflinie 2000r7BrEG wie ern verheirateter Beamter be_

:: 'r:
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Ebenso Verwaltungsgericht Stuttgart (VG Stuttgart), Urteil vom 
05. Februar 2009 - 4 K 1604708 -, juris. 

Da die damit einschlägige Richtlinie 2000178/EG des Rates nicht bis zum 02. Dezem­
ber 2003 (vgl. deren Artikel 18) umgesetzt worden ist, kann sich ein einzelner Be­
troffener seitdem unmittelbar auf deren Artikel 1 und 2 berufen, der eine unmittelbare 
oder mittelbare Diskriminierung u. a. wegen der sexuellen Ausrichtung verbietet. In­
folge der Verletzung dieses Diskriminierungsverbots kann der Kläger die gleiche Be­
handlung wie die Vergleichsgruppe verlangen, ebenso wie es bei Artikel 141 EG hin­
sichtlich des gemeinschaftsrechtlichen Gebots der Entgeltgleichheit für Männer und 
Frauen der Fall ist. 

Vgl. dazu OVG NRW, Beschluss vom 29. September 2008 - 6 A 2261/05 -, juris; VG Stuttgart, Urteil vom 05. Februar 2009, a.a.O.; Streinz, EUV/EGV, Art. 141 EGV Rn. 7 m.w.N. 

Der Kläger wird wegen eines in Artikel 1 der Richtlinie 2000178/EG genannten Grun­
des, nämlich seiner durch die Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
dokumentierten sexuellen Ausrichtung, i.S.d. Artikels 2 Abs. 1 und 2 a) der Richtlinie 
diskriminiert, da er im Rahmen seines Dienstverhältnisses und damit in einer ver­
gleichbaren Situation wie verheiratete Beamte eine weniger günstige Behandlung als 
jene erfährt, indem er geringer als verheiratete Beamte besoldet wird. 

Eine "vergleichbare Situation" verheirateter und in eingetragener Lebenspartner­
schaft lebender Beamter liegt vor. 

Das Gesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft (Lebenspartnerschafts­
gesetz - LPartG) ermöglicht es Personen gleichen Geschlechts, in einer formal auf 
Lebenszeit begründeten Fürsorge- und Einstandsgemeinschaft zu leben. Die Mög­
lichkeit einer Eheschließung besteht für Personen gleichen Geschlechts damit nicht; 
es wurde vielmehr ein aliud, ein anderes familienrechtliches Institut geschaffen. Die 
Bedingungen der Lebenspartnerschaft wurden denen der Ehe angeglichen, sind aber 
nicht identisch. 

Bei der Prüfung, ob sich ein verpartnerter Beamter in einer "vergleichbaren Situation" 
LS.d. Artikel 2 Abs. 2 a) der Richtlinie 2000178/EG wie ein verheirateter Beamter be-
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findet, ist nur darauf abzustellen, ob sich Lebenspartner und Ehegatten konkret im

Hinblick auf die fragliche Leistung, hier also in Bezug auf den Familienzuschlag, in

einer vergleichbaren Situation befinden,

vgl. EuGH, Urteil vom 01. April 2008 - Maruko - C-267106 -, ZBR 2008,
375, Rn.72 der Entscheidung, auch in juris; Schleswig-Holsteinisches
Oberverwaltungsgericht (OVG SH), Urteil vom 22. Juli 2O08 - 3 LB 13/06 -,
juris; im Ergebnis ebenso Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluss
vom 07. Juli 2009 - 1 BvR 1164107 -, iuris Rn. 100, 106 ff.

Dies ist der Fall.

Der Familienzuschlag nach $ 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG knüpft an das bloße Bestehen

der Ehe und die daraus resultierende gegenseitige Unterhaltspflicht der Ehegatten

an. Er ist, wie bereits ausgeführt, ein Besoldungsbestandteil, dem eine soziale, näm-

lich familienbezogene Ausgleichsfunktion zukommt. Der Familienzuschlag der

Stufe 1 soll einen pauschalen Beitrag zur Deckung des Mehrbedarfs leisten, der bei

verheirateten Beamten aufgrund des gemeinsamen Hausstandes mit dem Ehegatten

anfällt, während der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags (Stufe 2) dazu be-

stimmt ist, den von Kindern verursachten Mehrbedarf zu decken. Dementsprechend

haben geschiedene Beamte nur dann Anspruch auf Familienzuschlag, wenn sie aus

der Ehe - weiter - zum Unterhalt verpflichtet sind ($ 40 Abs. 1 Nr. 3 BBesG). Auf das

Bestehen eines konkreten Unterhaltsbedarfs beim Ehegatten kommt es bei der Ge-

währung des Familienzuschlag nicht an. Hinsichtlich dieses pauschal unterstellten

Mehraufwandes und hi der Förderung der Unabhängigkeit des Beamten,

den soll, befinden sich Lebenspartner, die gemäß $ 5 LPartG einander in gleicher

Weise unterhaltspflichtig sind wie Ehepartner, in einer vergleichbaren Situation wie

Eheleute.

Vgl. OVG SH, Urteil vom 22. Juli 2008, a.a.O.; VG Stuttgart, Urteil vom
05. Februar 2009, a.a.O.

Eine vergleichbare Situation von Ehegatten und Lebenspartnern lässt sich auch nicht

im Hinblick darauf verneinen, dass $ 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG ,,in Anknüpfung an die

verfassungsrechtliche Wertung in Aft. 6 Abs. 1 GG (...) den in der Lebenswirklichkeit

anzutreffenden typischen Befund <berücksichtigt>, dass in der Ehe ein Ehegatte
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findet, ist nur darauf abzustellen, ob sich Lebenspartner und Ehegatten konkret im 

Hinblick auf die fragliche Leistung, hier also in Bezug auf den Familienzuschlag, in 

einer vergleichbaren Situation befinden, 

vgl. EuGH, Urteil vom 01. April 2008 - Maruko - C-267/06 -, ZBR 2008, 
375, Rn. 72 der Entscheidung, auch in juris; Schleswig-Holsteinisches 
Oberverwaltungsgericht (OVG SH), Urteil vom 22. Juli 2008 - 3 LB 13/06-, 
juris; im Ergebnis ebenso Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluss 
vom 07. Juli 2009 - 1 BvR 1164/07 -, juris Rn. 100, 106 ff. 

Dies ist der Fall. 

Der Familienzuschlag nach § 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG knüpft an das bloße Bestehen 

der Ehe und die daraus resultierende gegenseitige Unterhaltspflicht der Ehegatten 

an. Er ist, wie bereits ausgeführt, ein Besoldungsbestandteil, dem eine soziale, näm­

lich familienbezogene Ausgleichsfunktion zukommt. Der Familienzuschlag der 

Stufe 1 soli einen pauschalen Beitrag zur Deckung des Mehrbedarfs leisten, der bei 

verheirateten Beamten aufgrund des gemeinsamen Hausstandes mit dem Ehegatten 

anfällt, während der kinderbezogene Teil des Familienzuschlags (Stufe 2) dazu be­

stimmt ist, den von Kindern verursachten Mehrbedarf zu decken. Dementsprechend 

haben geschiedene Beamte nur dann Anspruch auf Familienzuschlag, wenn sie aus 

der Ehe - weiter - zum Unterhalt verpflichtet sind (§ 40 Abs. 1 Nr. 3 BBesG). Auf das 

Bestehen eines konkreten Unterhaltsbedarfs beim Ehegatten kommt es bei der Ge­

währung des Familienzuschlag nicht an. Hinsichtlich dieses pauschal unterstellten 

Mehraufwandes und hinsichtlich der Förderung der Unabhängigkeit des Beamten, 

die mit dem ehegattenbezogenen Anteil nach § 40 Abs. 1 Nr'. 1 BBesG erreicht wer­

den soli, befinden sich Lebenspartner, die gemäß § 5 LPartG einander in gleicher 

Weise unterhaltspflichtig sind wie Ehepartner, in einer vergleichbaren Situation wie 

Eheleute. 

Vgl. OVG SH, Urteil vom 22. Juli 2008, a.a.O.; VG Stuttgart, Urteil vom 
05. Februar 2009, a.a.O. 

Eine vergleichbare Situation von Ehegatten und Lebenspartnern lässt sich auch nicht 

im Hinblick darauf verneinen, dass § 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG "in Anknüpfung an die 

verfassungsrechtliche Wertung in Art. 6 Abs. 1 GG ( ... ) den in der Lebenswirklichkeit 

anzutreffenden typischen Befund <berücksichtigt>, dass in der Ehe ein Ehegatte 
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namentrich wegen der Aufgabe der Kindereziehung und hierdurch bedingter Ein-
schränkungen bei der eigenen Enverbstätigkeit tatsächlich unterhalt vom Ehegatten
erhält und so ein enveiterter Alimentationsbedarf entsteht,,, während der Gesetz_ ,',, 

,

geber bei der eingetragenen Lebenspartnerschaft ,,in der Lebenswirklichkeit keinen
typischerweise bestehenden Unterhaltsbedarf gesehen <hat>, der eine rechfliche
Gleichstellung nahe legen könnte.,,

So noch BVerfG, Beschluss vom 06. Mai 200g _ 2 BvR 1g30/06 _,

NJW 2008, Z31S = ZBR 2008, 379, auch in juris.

Diese Differenzierung ist schon deshalb nicht tragfähig, weil der Familienzuschrag
der Stufe 1, wie bereits dargelegt, an einen pauschal unterstellten Mehraufwand bel
Führung eines gemeinsamen Hausstandes und die gegenseitige unterhaltspflicht der
Ehepartner anknüpft und - im unterschied zu dem an die Existenz von Kindern ge-
knüpften Familienzuschlag der stufe 2 - gerade keinen konkreten Bedarf voraus-
setzt. Die Kammer teilt insoweit die Auffassung des Venrualtungsgerichts Stuttgart,
dass der Familienzuschlag nur wegen der bestehenden, auf Dauer angelegten part-

nerschaft - die aber bei Lebenspartnern in der gleichen Envartung der Dauerhaftig-
keit wie bei Ehegatten eingegangen wird - gewährt wird und nichts mit der Erwartung

zu tun hat, dass aus der Ehe einmal Kinder hervorgehen oder adoptiert werden. ,,Das

Bild einer Ehe, die automatisch und im Regelfall auf Kinder angelegt ist, ist mit den
gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnissen in dieser pauschalität nicht menr
vereinbar."

Vgl. VG Stuttgart, Urteil vom 05. Februar 2009, a.a.O., juris Rn. 23.

Auch das Bundesverfassungsgericht hat inzwischen klargestellt, dass die ,,Rechtfer-
tigung der Privilegierung der Ehe, und zwar auch der kinderlosen Ehe (...), insbeson-

dere wenn man sie getrennt vom Schutz der Familie betrachtet, in der auf Dauer

übernommenen, auch rechtlich verbindlichen verantwortung für den partner,, liegt,

und weiter ausgeführt: ,,ln diesem Punkt unterscheiden sich eingetragene Lebens-
partnerschaft und Ehe aber nicht. Beide sind auf Dauer angelegt und begründen eine
gegenseitige Einstandspflicht."

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07. Juti 2009 - 1 BvR 1164/07 -, juris
Rn. 102.
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namentlich wegen der Aufgabe der Kindererziehung und hierdurch bedingter Ein­

schränkungen bei der eigenen Erwerbstätigkeit tatsächlich Unterhalt vom Ehegatten 

erhält und so ein erweiterter Alimentationsbedarf entsteht", während der Gesetz­

geber bei der eingetragenen Lebenspartnerschaft "in der Lebenswirklichkeit keinen 

typisch erweise bestehenden Unterhaltsbedarf gesehen <hat>, der eine rechtliche 

Gleichstellung nahe legen könnte." 

So noch BVerfG, Beschluss vom 06. Mai 2008 - 2 BvR 1830/06 -
NJW 2008, 2315 = ZBR 2008, 379, auch in juris. 

Diese Differenzierung ist schon deshalb nicht tragfähig, weil der Familienzuschlag 

der Stufe 1, wie bereits dargelegt, an einen pauschal unterstellten Mehraufwand bei 

Führung eines gemeinsamen Hausstandes und die gegenseitige Unterhaltspflicht der 

Ehepartner anknüpft und - im Unterschied zu dem an die Existenz von Kindern ge­

knüpften Familienzuschlag der Stufe 2 - gerade keinen konkreten Bedarf voraus­

setzt. Die Kammer teilt insoweit die Auffassung des Verwaltungsgerichts Stuttgart, 

dass der Familienzuschlag nur wegen der bestehenden, auf Dauer angelegten Part­

nerschaft - die aber bei Lebenspartnern in der gleichen Erwartung der Dauerhaftig­

keit wie bei Ehegatten eingegangen wird - gewährt wird und nichts mit der Erwartung 

zu tun hat, dass aus der Ehe einmal Kinder hervorgehen oder adoptiert werden. "Das 

Bild einer Ehe, die automatisch und im Regelfall auf Kinder angelegt ist, ist mit den 

gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnissen in dieser Pauschalität nicht mehr 

vereinbar. " 

Vgl. VG Stuttgart, Urteil vom 05. Februar 2009, a.a.O., juris Rn. 23. 

Auch das Bundesverfassungsgericht hat inzwischen klargestellt, dass die "Rechtfer­

tigung der Privilegierung der Ehe, und zwar auch der kinderlosen Ehe ( .. .), insbeson­

dere wenn man sie getrennt vom Schutz der Familie betrachtet, in der auf Dauer 

übernommenen, auch rechtlich verbindlichen Verantwortung für den Partner" liegt, 

und weiter ausgeführt: "In diesem Punkt unterscheiden sich eingetragene Lebensc 

partnerschaft und Ehe aber nicht. Beide sind auf Dauer angelegt und begründen eine 

gegenseitige Einstandspflicht. " 

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 07. Juli 2009 - 1 BvR 1164/07 - juris 
Rn. 102. 
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Des Weiteren ist auch eine verfassungsrechtlich zulässige und geforderte Förderung

von Eltern nicht auf verheiratete Eltern beschränkt, sodass auch dies eine Privilegie-

rung der Ehe gegenüber der eingetragenen Lebenspartnerschaft nicht rechtfertigen

Kann.

Vgl. erneut BVerfG, Beschluss vom 07. Juli 2009, a.a.O. juris Rn. 103.

Der Kläger befindet sich nach allem im Hinblick auf den fraglichen Familienzuschlag

der Stufe 1 in einer mit Ehegatten vergleichbaren Situation.

Indem ihm ungeachtet dessen Familienzuschlag vorenthalten wird, wird er wegen

seiner sexuellen Ausrichtung diskriminiert.

Die Nichtgewährung des Familienzuschlags beruht nicht - nur - darauf, dass sich

der Kläger als eingetragener Lebenspartner in einem anderen Familienstand als ein

verheirateter Beamter befindet; insoweit hindert der Erwägungsgrund 22 der Richt-

linie 2000/78/EG, nach der einzelstaatliche Rechtsvorschriften über den Familien-

stand und davon abhängige Leistungen unberührt bleiben, deren Anwendung nicht.

So aber noch BVenruG. Urteil vom 15. November 2007 - BVerwG 2 C
33.06 -, a.a.O.

Der Familienzuschlag der Stufe 1 wird nämlich nicht allein aufgrund des Familien-

standes des Beamten gewährt, sondern, wie bereits dargelegt, um der mit der Ehe

übemornrnengn Unterhaltspfliqht und den zur Führung eines gemeinsamen Haus-

standes erforderlichen Mehraufwendungen Rechnung zu tragen.

Vgl. erneut VG Stuttgart, Urteil vom 05. Februar 2009, a.a.O., juris Rn. 24.

Dementsprechend hat der Europäische Gerichtshof festgestellt, dass Vorschriften

zur Hinterbliebenenversorgung, die zwischen Ehe und Lebenspartnerschaft unter-

scheiden, einen Lebenspartner aufgrund seiner sexuellen Orientierung diskriminie-

ren.

Vgl. EuGH, Urteil vom 01. April 2008 - Maruko -C-267105 -, ZBR 2008,
375.
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Des Weiteren ist auch eine verfassungsrechtlich zulässige und geforderte Förderung 

von Eltern nicht auf verheiratete Eltern beschränkt, sodass auch dies eine Privilegie­

rung der Ehe gegenüber der eingetragenen Lebenspartnerschaft nicht rechtfertigen 

kann. 

Vgl. erneut BVerfG, Beschluss vorn 07. Juli 2009, a.a.O. juris Rn. 103. 

Der Kläger befindet sich nach alle rn im Hinblick auf den fraglichen Familienzuschlag 

der Stufe 1 in einer mit Ehegatten vergleichbaren Situation. 

Indem ihm ungeachtet dessen Familienzuschlag vorenthalten wird, wird er wegen 

seiner sexuellen Ausrichtung diskriminiert. 

Die Nichtgewährung des Familienzuschlags beruht nicht - nur - darauf, dass sich 

der Kläger als eingetragener Lebenspartner in einem anderen Familienstand als ein 

verheirateter Beamter befindet; insoweit hindert der Erwägungsgrund 22 der Richt­

linie 2000/78/EG, nach der einzelstaatliche Rechtsvorschriften über den Familien­

stand und davon abhängige Leistungen unberührt bleiben, deren Anwendung nicht. 

So aber noch BVerwG, Urteil vom 15. November 2007 - BVerwG 2 C 
33.06 -, a.a.O. 

Der Familienzuschlag der Stufe 1 wird nämlich nicht allein aufgrund des Familien­

standes des Beamten gewährt, sondern, wie bereits dargelegt, um der mit der Ehe 

übemommenen.Unterhaltspflicht und den zur Führung eines gemeinsamen Haus­

standes erforderlichen Mehraufwendungen Rechnung zu tragen. 

Vgl. erneut VG Stuttgart, Urteil vom 05. Februar 2009, a.a.O., juris Rn. 24. 

Dementsprechend hat der Europäische Gerichtshof festgestellt, dass Vorschriften 

zur Hinterbliebenenversorgung, die zwischen Ehe und Lebenspartnerschaft unter­

scheiden, einen Lebenspartner aufgrund seiner sexuellen Orientierung diskriminie-

ren. 

Vgl. EuGH, Urteil vom 01. April 2008 - Maruko - C-267/05 -, ZBR 2008, 
375. 
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Das Bundesverfassungsgericht hat sich der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs in seiner Entscheidung vom 07. Juli 2009 angeschlossen und ausgeführt:

,,Die sichtweise (...), dass der das Differenzierungskriterium bildende Familien-
stand den Betroffenen unabhängig von ihrer sexuellen orientierung zugänglich
sei, ist zu formal und wird der Lebenswirklichkeit nicht gerecht. Es ist zwar
rechtlich zulässig, dass heterosexuell orientierte Menschen gleichen Ge-
schlechts eine eingetragene Lebenspartnerschaft schließen und homosexuell
orientierte Menschen unterschied lichen Geschlechts heiraten. Dass der Ge-
setzgeber wegen der Achtung der Intimsphäre der Beteiligten darauf verzichtet
hat, eine Geschrechtsgemeinschaft zur Voraussetzung zu machen und die je-

weilige sexuelle orientierung vor Eingehen einer Ehe oder eingetragenen Le-
benspartnerschafi zu überprüfen, ändert jedoch nichts daran, dass das Institut
der eingetragenen Lebenspartnerschaft sich nach der Intention des Gesetz-
gebers an gleichgeschlechflich orientierte Menschen richtet und in der Lebens-
wirklichkeit von diesen auch zur Begründung einer rechflich abgesicherten dau_

erhaften Paarbeziehung genutzt wird.

Diese Zielrichtung des Lebenspartnerschaftsgesetzes ergibt sich schon aus
seiner Benennung in der Langform (Gesetz zur Beendigung der Diskriminierung
gleichgeschlechtlicher Gemeinschaften). (...) Der Gesetzgeber wollte homo-
sexuellen Personen erstmals Rechte zuerkennen, die ihnen zu einer besseren
Entfaltung ihrer Persönlichkeit verhelfen und die zum Abbau langdauernoer
Diskriminierungen führen sollten (vgl, BVerfGE 104, 51 <60>; 10S, 313 <314>1.

Die Begründung des Gesetzentwur"fs führt zudem aus, dass im Anschluss an
eine entsprechende Aufforderung des Europäischen parlaments angestrebt
wird, die ungleiche Behandlung von personen mit gleichgeschlechflicher orien-
tierung zu vermeiden, und dass dieses Anliegen mit dem Lebenspartner-

schaftsgesetz "hinsichtlich gleichgeschlechtlicher Lebensgemeinschaften um-
gesetzt" werden soll (vgr. BTDrucks 14137s1 , S.33). Nicht nurdie Ehe, sondern

auch die eingetragene Lebenspartnerschaft ist nach der vorstellung des Ge-

setzgebers also typischeruveise eine auch sexuelle Gemeinschaft. (...)

Von Bestimmungen, die die Rechte eingetragener Lebenspartner regeln, wer-

den daher typischenrveise homosexuelle Menschen erfasst, und von solchen,

die die Rechte von Ehegatten regeln, heterosexuelle Menschen. werden Ehe
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und Lebenspa rtnerschaft hinsichtlich der H interbliebenenversorgung unrer-
schiedlich behandert, findet mithin eine ungreichbehandrung aufgrund der
sexuellen orientierung statt (vgl. zur Benachteirigung wegen der sexue en Aus-
richtung im Sinne von Art. 2 Abs. 2 Buchstabe a der Rahmenrichtlinie bzw. g 1

AGG: EuGH' urteir vom 1. Aprir 200g - Maruko - c-267r06 - ABr. EU 2008,
Nr.C 128,6; BAG, Urteil vom 14. Januar 2009 - 3 AZRZOIOT -, NZA 2009,
s. 489 <492>)."

Vgl Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschruss vom 07. Juri 2009
- 1 BvR 1164107 -, juris Rn. 89 ff.

F, Dass sich diese Entscheidung nicht auf einen Beamten, sondern auf einen Arbeit-
nehmer bezogen hat, ändert an ihrer Relevanz auch für das vorliegende Verfahren
ebenso wenig wie die Tatsache, dass es dort um die Gewährung von (Hinterbliebe-

nen-)Versorgung ging.

Da der Familienzuschlag den Mehraufwand wegen einer lebenslangen Partnerschaft

und die damit einhergehende gesetzliche Unterhaltspflicht ausgleichen soll, ist Grund
fÜr die Diskriminierung also nicht der Familienstand des Beamten, sondern seine

sexuelle Ausrichtung

So ausdrücklich auch OVG SH, Urteil vom 22- Juli 200g. a.a.O.: Venruar-
tungsgericht Stuttgart, Urteil vom 05. Februar 2009, a.a.O. Rn.21 unter
Hinweis auf die Rechtsprechung des EuGH; a.A. BVenrG, Urteil vom
26.Januar 2006, a.a.O., VGH BW, Urteit vom 13. Oktober 2004, a.a.O.,
und Venrualtungsgericht Gelsenkirchen, Urteil vom20. Juni 2OO7
- 1 K 1222107 -, a.a.O.

Dementsprechend hat auch das Bundesvenrraltungsgericht inzwischen die Revision
in einem gleichgelagerten Verfahren zugelassen, um ,,zur Klärung der Frage beizu-

tragen, ob s 40 Abs. 1 Nr. 1 BBesG mit der Verbot der Diskriminierung wegen der

sexuellen Ausrichtung vereinbar ist."

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 26. Mai 2009 - BVerwG 2 B 80.0g -. iuris.

Fl

Nach allem hat der Kläger damit Anspruch auf Zahlung von

Stufe 1 ab dem 01. April 2005, da er in diesem Monat eine
partnerschaft begründet hat, g 41 BBesG.

Familienzuschlag der

eingetragene Lebens-
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Die Kostenentscheidung folgt aus S 154 Abs. 1 VwGO.

Die Entscheidung zur vorläufigen vollstreckbarkeit beruht auf g 167 VwGo i.V.m.

S 709 Sätze 1 und 2 der Zivilprozessordnung (ZpO).

Die Berufung war gemäß g 124a Abs. 1 satz 1 i.V.m. g 124 Abs. 2 Nr. 3 und 4
VwGO zuzulassen.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen dieses urteil kann innerhalb eines Monats nach Zustellung bei dem Venival-
tungsgericht Minden (Königswall 8,32423 Minden oder postfach äz +0, tzsag rvlin-
den) schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den
elektronischen Rechtsverkehr bei den verwaltungsgerichten und Finanzgärichten rm
Lande Nordrhein-westfaren - ERWo vc/FG - vom 23.11.200s (cv. NRw. s. 926)
Berufung eingelegt werden. Die Berufung muss das angefochtene urteil bezeichnen.

Die Berufung ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des urteils zu begrün-
den. Die Begründung ist, sofern sie nicht zugleich mit der Einlegung der Beru"fung
erfolgt, bei dem oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-weitfalen in Mün-
ster schriftlich oder in elektronischer Form nach Maßgabe der ERWo VG/FG einzu-
reichen. Die Begründungsfrist kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag von
dem vorsitzenden des Senats verlängert werden. Die Begründung muss einei be-
stimmten Antrag enthalten sowie die im Einzelnen anzuführenden Gründe der An-
fechtung (Berufungsgründe;.

Die Berufung ist einzulegen und zu begründen durch einen Rechtsanwalt oder einen
Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im Sinne des Hochschulrahmenge-
setzes mit Befähigung zum Richteramt oder eine diesen gleichgestellte person als
Bevollmächtigten. Behörden und juristische personen des öffenilichen Rechts ern-
schließlich der von ihnen zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben gebildeten Zusammen-
schlüsse können sich auch durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richtör-
amt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden ooer
juristischer Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfül-
lung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Auf
die besonderen Regelungen in g 67 Abs. 4 sätze 7 und I VwGo wird hingewiesen.

Schürmann
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Beschluss:

Der Streitwert wird gemäß g 52 Abs. 1 und 3 GKG i.V.m. Ziffer 10.4 des
streitwertkataloges für die Ven,.rartungsgerichtsbarkeit auf die wertstufe
bis 3.000,00 € festgesetzt.

a

Rechtsmittelbelehruno:

Gegen d\n Beschluss kann innerharb von sechs Monaten, nachdem die Ent-
scheidung i\r Hauptsache Rechtskraft errangt oder das Verfahren sich andenrveF
tig erledigt l" Minden (Königswall 8, 32423 Minden
oder Postfach oder in elektronischer Form nach
Maßgabe der Vero\rg über den erektronischen Rechtsverkehr bei den Verwar-
tung_sgerichten und \nzgerichten im Lande Nordrhein-westfaren - ERWO
VG/FG- vom 23.11.20Wv. NRW. s. 926) Beschwerde eingeregt werden, über
die das oberverualtungsgählt für das Land Nordrhein-westfa-ten ln Münster ent_
scheidet, falls das VerwaltunQg.icht ihr nicht
einen Monat vor Ablauf der
schwerde innerhalb eines Mon
Festsetzungsbeschlusses eingelegt
der Wert des Beschwerdegegensta
schwerde findet auch statt, wenn sie das Entscheidung erlassen hat,
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der
lässt.

stehenden Frage zu-

Schürmann
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